
 

 

Vergütungssystem der Aufsichtsratsmitglieder der Readcrest Capital AG 

 

a) Vergütungssystem für den Aufsichtsrat gemäß §§ 113 Abs. 3 Satz 1, 87a Abs. 1 

Satz 2 AktG 

 

Der Aufsichtsrat leistet im Rahmen der ihm gesetzlich obliegenden Überwachung der 

Geschäftsführung durch den Vorstand einen Beitrag zur nachhaltigen und langfristigen 

Entwicklung der Gesellschaft und der Förderung der Geschäftsstrategie. Die 

Vergütungsstruktur trägt der Verantwortung und dem Tätigkeitsumfang der 

Aufsichtsratsmitglieder Rechnung. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der 

Erstattung ihrer baren Auslagen und der jeweils auf die Vergütung und die Auslagen 

anfallenden Umsatzsteuer jeweils eine feste jährliche Vergütung. Eine variable Vergütung wird 

nicht gewährt. Nach Auffassung der Readcrest Capital AG ist eine reine Festvergütung besser 

geeignet, die Unabhängigkeit der Aufsichtsratsmitglieder zu stärken und ihren Aufwand 

angemessen zu vergüten. 

 

Es findet eine regelmäßige Überprüfung der Vergütung des Aufsichtsrats durch die Verwaltung 

statt. Hierbei werden insbesondere die zeitliche Inanspruchnahme und der Umfang der 

wahrzunehmenden Aufgaben berücksichtigt sowie ggf. ein Vergleich mit dem 

Vergütungssystem anderer, der Gesellschaft vergleichbarer Gesellschaften. Sollten Vorstand 

und Aufsichtsrat hierbei Anlass für eine Änderung sehen, werden sie der Hauptversammlung 

ein angepasstes Vergütungssystem unterbreiten. Mindestens alle vier Jahre wird das 

Vergütungssystem der Hauptversammlung vorgelegt. 

 

Interessenkonflikte im Zusammenhang mit dem Vergütungssystem des Aufsichtsrats sind in 

der Vergangenheit nicht vorgekommen. Sollte es im Zusammenhang mit der Überprüfung des 

Vergütungssystems des Aufsichtsrats in der Zukunft zu Interessenkonflikten kommen, wird das 

betroffene Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglied einen solchen Konflikt möglichst frühzeitig 

offenlegen und sich an der Beschlussfassung - im Falle schwerer Interessenkonflikte auch an 

der Beratung - nicht beteiligen. 

 

Zukünftig hat die Hauptversammlung mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der 

Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu fassen, wobei eine bestätigende Beschlussfassung 

zulässig ist. Zum Zwecke dieser Vorlage an die Hauptversammlung wird das 

Vergütungssystem rechtzeitig einer Überprüfung unterzogen. 

 

b) Konkrete Vergütung 

 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ab dem Geschäftsjahr 2025 eine feste 

Grundvergütung in Höhe von EUR 15.000,00. Der Vorsitzende erhält eine feste 

Grundvergütung in Höhe von EUR 30.000,00. Eine etwa anfallende Umsatzsteuer wird 



 

 

gesondert vergütet. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht während eines vollen 

Geschäftsjahres angehört haben, erhalten die Vergütung für das Geschäftsjahr, in welchem 

die Aufsichtsratszugehörigkeit beginnt oder endet, zeitanteilig. Die Gesellschaft ist berechtigt, 

die Mitglieder des Aufsichtsrats auf Kosten der Gesellschaft in angemessenem Umfang gegen 

gesetzliche Haftungsrisiken ihrer Aufsichtsratstätigkeit zu versichern. Die 

Aufsichtsratsmitglieder erhalten Ersatz für alle Auslagen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit 

anfallen. Im Übrigen gelten die Regelungen in § 11 (künftig: § 16) der Satzung. 

 

c) (Künftiger) Wortlaut von § 11 (nach Neufassung insgesamt: § 16) der Satzung 

 

„§ 11 

Vergütung 

 

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der Erstattung ihrer Auslagen eine 

jährliche Vergütung für jedes volle Geschäftsjahr, in dem sie dem Aufsichtsrat 

angehören. Über die Höhe der Vergütung entscheidet die Hauptversammlung. Eine etwa 

anfallende Umsatzsteuer wird gesondert vergütet. Die Festsetzung gilt, bis die 

Hauptversammlung etwas anderes beschließt. Aufsichtsratsmitglieder, die dem 

Aufsichtsrat nicht während eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, erhalten die 

Vergütung für das Geschäftsjahr, in welchem die Aufsichtsratszugehörigkeit beginnt und 

/ oder endet, zeitanteilig. Gleiches gilt, wenn ein Geschäftsjahr nicht ein volles 

Kalenderjahr umfasst. 

 

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, die Mitglieder des Aufsichtsrats auf Kosten der 

Gesellschaft in angemessenem Umfang gegen gesetzliche Haftungsrisiken ihrer 

Aufsichtsratstätigkeit zu versichern. Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten Ersatz für alle 

Auslagen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit anfallen. 

 

3. § 113 Abs. 2 AktG bleibt unberührt.“ 

 


